Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 


Mündlicher Beridit 

des Ausschusses für Beamtenrecht 
(25. Ausschuß) 

zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der Rechts- 
verhältnisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes 
fallenden Personen 

- Nr. 1306 der Drucksachen - 

und dem von der Fraktion der FDP eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes über die Wiederverwendung 
der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes 

- Nr. 1201 der Drucksachen - 

(Eine Gegenüberstellung der Gesetzentwürfe der Bundes- 
regierung und der Fraktion der FDP — Nr. 1306 und 1201 
der Drucksachen — mit den Beschlüssen des Ausschusses 
für Beamtenrecht ist bei diesem Gesetzentwurf nicht mög- 
lich, weil er zur Sicherung der möglichst raschen Unter- 
bringung der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen Bestimmungen dieser Entwürfe in wenige neue 
Vorschriften zusammenfafst und vereinfachende Maß- 
nahmen vorsieht.) 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Kühn 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem anliegenden Entwurf eines Gesetzes über Sofortmaßnahmen zur 
Sicherung der Unterbringung der unter Artikel 131 des Grund- 
gesetzes fallenden Personen zuzustimmen. 

Bonn, den l. Dezember 1950 

Der Ausschuß für Beamtenredit 

Dr. Kleindinst Kühn 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 


Entwurf eines Gesetzes 

Über Sofortmaßnahmen zur Sicherung der 
Unterbringung der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel I 

Für die Dauer bis zum Inkrafttreten des Ge- 
setzes zur Regelung der Reditsverhältnisse der 
unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen wird folgendes bestimmt; 

S 1 

(1) Alle freien, freiwerdenden und neugeschaf- 
fenen Beamten- und Richter-Planstellen und Stel- 
len für Angestellte der Vergütungsgruppen TOA 
VI bis S bei Bund, Ländern, Gemeinden, Ge- 
meindeverbänden (Gebietskörperschaften) sov/ie 
bei sonstigen Körpersdiaften, Anstalten und Stif- 
tungen des öffentlichen Rechts (Nichtgebiets- 
körperschaften) dürfen nur nach Ausschreibung 
besetzt werden. 

(2) Zur Besetzung bedarf es der Zustimmung 

1. für den Bereich der Bundesverwaltung des 
Bundesministers des Innern, 

2. für den Bereich der übrigen Dienstherren der 
zuständigen obersten Landesbehörde. 

§ 2 

(1) Die Zustimmung zur Besetzung darf nur er- 
teilt werden für 

1. Personen, die durch nationalsozialistische Ver- 
folgungs- oder Unterdrückungsmaßnahmen 
aus politischen, rassischen, religiösen oder 
weltansdiaulidien Gründen vor dem 8. Mai 
1945 aus dem öffentlichen Dienst ausgeschie- 
den sind, 

2. Beamte, Angestellte und Arbeiter des öffent- 
lichen Dienstes mit einer Dienstzeit von ins- 
gesamt mindestens zehn Jahren, die am 8. Mai 
1945 in einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis 
a) bei einer Dienststelle des Reichs innerhalb 

oder außerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes standen, die seither wegge- 



fallen ist, ohne daß ihre Aufgaben ganz 
oder überwiegend von einer anderen deut- 
schen Dienststelle übernommen worden 
sind, 

b) bei einer Dienststelle des Reichs, eines Lan- 
des, einer Gemeinde oder eines Gemeinde- 
verbandes außerhalb des Geltungsbereichs 
des Grundgesetzes standen und aus anderen 
als beamten- oder tarifrechtlichen Grün- 
den nicht im Dienst belassen worden sind, 
oder 

c) bei einer staatlichen oder kommunalen 
Dienststelle der autonomen Verwaltung 
des ehemaligen Protektorats Böhmen und 
Mähren als deutsche Staatsangehörige 
standen und aus anderen als beamten- oder 
tarif rechtlichen Gründen nicht Im Dienst 
belassen worden sind, 

3. Berufssoldaten der früheren Wehrmacht mit 
einer Dienstzeit von insgesamt mindestens 
zehn Jahren, sofern sie vor dem 8. Mal 1935 
erstmals berufsmäßig in den Wehrdienst ein- 
getreten oder in ein Beamtenverhältnis be- 
rufen worden sind und am 8. Mal 1945 noch 
im Dienst waren. 

(2) Die Zustimmung zur Besetzung einer Plan- 
stelle im Dienstbereich einer Nichtgebietskörper- 
schaft kann auch erteilt werden für Angehörige 
entsprediender Nichtgebietskörperschaften, bei 
denen die Voraussetzungen des Absatz 1 Nr. 2 a 
und b sinngemäß erfüllt sind. 

§ 3 

(1) Die Zustimmung zur Besetzung kann fer- 
ner erteilt werden bei jeder dritten zu besetzenden 
Stelle 1) für Beamte und Angestellte, die bei 
dem Dienstherrn am 8. Mai 1945 Im öffentlichen 
Dienst standen, ihr Amt aus anderen als beamten- 
oder tarifrechtlichen Gründen verloren haben und 
noch nicht wieder entsprechend ihrer früheren 
Rechtsstellung im öffentlichen Dienst verwendet 
werden. 

(2) Die Zustimmung zur Besetzung ist auch für 
andere Personen zu erteilen, wenn 

1. mindestens zwanzig vom Hundert der Ge- 
samtzahl der Stellen (§ 1) des Dienstherrn 
mit Personen aus dem in § 2 Absatz 1 Nrn. 2 
und 3 und Absatz 2 bezeichneten Personen- 
kreis besetzt sind oder 

2. es sich um Planstellen handelt, 

a) die im Wege der Beförderung besetzt wer- 
den, sofern die Nichtberücksichtigung eines 
bereits im Dienst des Dienstherrn stehen- 
den Beamten eine unvertretbare Härte be- 
deuten würde oder 


3 



h) die bestimmt sind für 

Staatssekretäre oder Abteilungsleiter bei 
den Bundes- oder Landesministerien (Se- 
naten), 

leitende Beamte des auswärtigen Dienstes 
außerhalb des Geltungsbereichs des Grund- 
gesetzes, 

Leiter der den Bundes- oder Landesmini- 
sterien (Senaten) unmittelbar nachgeordne- 
ten Behörden, 

Beamte auf Zeit in leitender Stellung 
(Wahlbeamte), 

Richter der oberen Bundesgerichte, gesetz- 
liche Vertreter von Nichtgebietskörper- 
schäften oder Beamte des Polizeivollzugs- 
dienstes oder des Zollgrenzschutzes. 

(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 bedarf es 
keiner Ausschreibung der Stellen. 

§ 4 

(1) Die in § 2 Absatz 1 Nrn. 2 und 3 und Ab- 
satz 2 bezeichneten Personen werden auf den 
durch das Gesetz nach Artikel 131 des Grund- 
gesetzes zu bestimmenden Unterbringungspflicht- 
anteil angerechnet. 

(2) Vorschriften des Gesetzes nach Artikel 131 
des Grundgesetzes, die eine Verteilung der Ver- 
sorgungslast zwischen dem Dienstherrn und dem 
Bund vorsehen, finden auf sie Anwendung, 

§ 5 

(1) Bei Zuwiderhandlung gegen die Vorschriften 
der 1 bis 3 ist eine Ausgleichsabgabe in Höhe 
des Betrages zu zahlen, der für die freigewordene 
Planstelle bisher aufgewandt wurde oder bei neu- 
gesdiaffenen Stellen als durchschnittlicher Besol- 
dimgsaufwand vorgesehen ist. Die Zahlungsver- 
pflichtung entsteht mit dem Zeitpunkt der Zu- 
widerhandlung und endet mit der Beseitigung des 
gesetzwidrigen Zustandes. 

(2) Die Ausgleichsabgabe ist an den Bund zu 
leisten und ausschließlidi für Zwecke des Gesetzes 
nach Artikel 131 des Grundgesetzes zu verwenden. 

Artikel II 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 
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